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ment mit, dass die Staatsanwalt-
schaft den Anfangsverdacht „be-
jaht“ und die „Ermittlungen aufge-
nommen“ habe.

„Völlig daneben“ findet es Land-
wirt Becker, dass versucht werde, 
ihn „wegen meines Protests gegen 
die Grünen in die rechte Ecke zu rü-
cken“. Er habe bei der jüngsten 
Wahl seine Stimme der FDP gege-
ben. „Ich war seit der Wende in der 
CDU und bin vor drei Jahren ausge-
treten. Ich habe nie AfD gewählt, ich 
hab’ ja Hirn. Ich bin doch kein Ras-
sist“, sagte der 57 Jahre alte Land-
wirt. Sauer ist er auf die rot-grün-
gelbe Bundesregierung schon län-
ger. „Die Erträge gehen gerade 
noch so, aber die Kosten vor allem 
für Energie sind sehr gestiegen“, 
klagt er. Und Wirtschafts- und Land-
wirtschaftsministerium würden nun 
mal von den Grünen geführt, argu-
mentiert er.

Juristen, die die MAZ um eine 
vorläufige Bewertung des Plakats 
bat, schätzen den Fall nicht als 
volksverhetzend ein. Ein solches 
Plakat sei kein Fall für das Straf-
recht, heißt es unisono. Es sei durch 
den Artikel 5 des Grundgesetzes ge-
deckt, der das Recht von jedermann 
schützt, seine Meinung in Wort, 
Schrift und Bild frei zu äußern.

Es muss erlaubt sein, sich höchst 
kritisch und auch drastisch zu äu-
ßern, betonen Juristen. Eine frei-
heitliche Gesellschaft müsse provo-
kative oder geschmacklose Äuße-
rungen „bis an die äußersten Gren-

boten werden, der sich 1987 im 
Spandauer Kriegsverbrecher-Ge-
fängnis das Leben genommen hatte. 
Das Verfassungsgericht, so Jahn, 
habe dazu gesagt: Allein deshalb, 
„weil wir eine Äußerung nicht wol-
len, weil wir sie für schädlich oder in 
ihrer gedanklichen Konsequenz für 
gefährlich halten, können wir sie 
doch nicht bei Strafe verbieten“. 

Auch Anna Albrecht, Professorin 
für Strafrecht an der Potsdamer Uni-
versität, sieht bei dem Text des Pla-
kats „keinen der Tatbestände des 
Paragrafen 130 erfüllt“. Sie enthiel-
ten das Merkmal des öffentlichen 
Friedens, dieses sei aber „recht dif-
fus und schwer festzustellen“. Bei 
solchen „Äußerungsdelikten“ sei 
stets die Meinungsfreiheit der Per-
son zu berücksichtigen, die sich ge-
äußert habe. Das bringe besondere 
Anforderungen an die Auslegung 
von Tatbeständen und deren Deu-
tung mit sich.

Auch für Milan Kuhli, Strafrecht-
ler an der Hamburger Universität 
und Richter am Hanseatischen 
Oberlandesgericht ist klar: Ein Pla-
kat mit dem Text „Grüne & Grün-
Wähler werden bei uns nicht mehr 
bedient“ erfülle in der Regel keine 
der im Absatz 1 des § 130 genannten 
Tathandlungen wie zum Hass auf-
stacheln, zu Gewalt- oder Willkür-
maßnahmen auffordern, beschimp-
fen, böswillig verächtlich machen 
oder verleumden.

Volkmar Schöneburg, von 2009 
bis 2013 brandenburgischer Justiz-

minister für die Linke und heute 
Wissenschaftler und Publizist in 
Potsdam, kritisiert den Volksverhet-
zungsparagrafen grundsätzlich. 
Der Tatbestand „stellt Meinungsäu-
ßerungen unter Strafe“, sagte er der 
MAZ. Ein Rechtsgut müsse dabei 
nicht verletzt und eine Verletzung 
nicht einmal geplant sein. Bei der 
„Volksverhetzung“ handele es sich 
„um eine Vorverlagerung des Straf-
rechts in den Bereich der in der Re-
gel straflosen Vorbereitung“. Damit 
bewege sich der Tatbestand „in der 
Nähe des Gesinnungsstrafrechts“ 
und kollidiere mit dem rechtsstaatli-
chen Tatstrafrecht. 

Schöneburg warnt: Die Strafbar-
keitsvoraussetzungen des Paragra-
fen 130 seien „unbestimmt“, sie 
könnten „einer politischen Instru-
mentalisierung in jede Richtung 
Vorschub leisten“. Insofern stehe 
der Paragraf „im Spannungsfeld 
zwischen dem Grundrecht auf Mei-
nungsfreiheit und der Bestrafung 
politisch als inakzeptabel angese-
hener Meinungsäußerungen“.

Nur im Einzelfall, so habe das 
Bundesverfassungsgericht ge-
urteilt, könne das Rechtsgut „öffent-
licher Friede“ höherrangig sein als 
die Meinungsfreiheit – „wenn etwa 
Äußerungen eine pogromartige 
Stimmung hervorrufen, die in Ge-
walt umschlagen kann“.

Diese Gefahr bestand wohl eher 
nicht, als Bauer Becker seine Wut im 
Örtchen Weisen auf ein Plakat 
schrieb.

Ist das Volksverhetzung?
Ein Bauer in der Prignitz protestiert gegen die Grünen und deren Wähler. Die Staatsanwaltschaft 

ermittelt, doch renommierte Rechtsexperten sind sich ziemlich einig: Das ist kein Fall für das Strafrecht

Weisen/Neuruppin. Mit seinem Val-
tra-Trecker, der einen Güllevertei-
ler schleppt, tuckert Jens Becker am 
späten Mittwochnachmittag über 
seine Ländereien im 132-Seelen-
Dörfchen Schilde in der Prignitz, als 
die MAZ ihn erreicht. Bundesweit 
hat der Landwirt Schlagzeilen ge-
macht, nachdem er am 8. Februar 
vor seinem roten Backsteinhaus in 
der Nachbargemeinde Weisen ein 
provokantes Plakat aufgestellt hat-
te. „Grüne & Grün-Wähler werden 
bei uns nicht mehr bedient!“, war da 
zu lesen. „Die deutschen Bauern!“ 
waren als Urheber ausgewiesen.

Der Text auf dem Schild war 
eigentlich sinnfrei. Wie sollte ein 
Bauer erkennen, welcher Partei ein 
Kunde angehört oder welche er 
wählt? Man hätte die großspurigen 
Sprüche als albern abtun können.

Aber es kam anders. Die  Staats-
anwaltschaft Neuruppin begann 
mit einer „Prüfung“, nachdem je-
mand Anzeige erstattet und die Poli-
zei das Plakat beschlagnahmt hatte. 
Die Staatsanwaltschaft wollte he-
rausfinden, ob das Werk des Weise-
ner Wutbauern die Tatbestände des 
Paragrafen 130 des Strafgesetzbu-
ches (StGB) erfüllt, die Ermittlungen 
womöglich zu einer Anklage wegen 
Volksverhetzung führen könnten 
und ob eine Gefahr für die Demo-
kratie bestand. Inzwischen ist diese 
Prüfung abgeschlossen. Auf Anfra-
ge teilt Oberstaatsanwalt Cyrill Kle-

Von Carsten Holm

„Grüne und Grün-Wähler werden bei uns nicht mehr bedient“: Wegen dieses Plakats ermittelt die Staatsanwaltschaft. foto: Marcus J. Pfeiffer

zen aushalten und darüber diskutie-
ren“, sagte Matthias Jahn, Rechts-
Professor an der Goethe-Universität 
in Frankfurt am Main und Richter 
am dortigen Oberlandesgericht. 
„Das Strafrecht muss das letzte Mit-
tel sein.“

Die Idee hinter den Straftatbe-
ständen des Paragrafen 130 sei, be-
stimmte Personengruppen davor zu 
schützen, „dass das gesellschaftli-
che Klima zu ihren Ungunsten 

kippt“. Ob eine Äußerung eine sol-
che Gefahr tatsächlich erhöht, 
müssten die Gerichte entscheiden.

Der Hochschullehrer weist auf 
die sogenannte Wunsiedel-Ent-
scheidung des Bundesverfassungs-
gerichts von 2009 hin. Damals soll-
ten Aufmärsche zum Gedenken an 
den dort bestatteten „Stellvertre-
ter“ Adolf Hitlers, Rudolf Heß, ver-

Das Strafrecht 
muss das letzte 

Mittel sein.
Matthias Jahn,

Rechts-Professor an der 
Goethe-Universität in Frankfurt 

am Main und Richter am dortigen 
Oberlandesgericht

in Frankfurt (Oder) wurden Sperr-
zonen vollständig aufgehoben und 
es wurde mit dem Rückbau der ASP-
Zäune begonnen. Dem Verbrau-
cherschutz-Ministerium zufolge 
gab es dort seit über einem Jahr kei-
nen positiven ASP-Fall mehr. Die 
Tierseuche sei in diesem Gebiet auf 
einer Fläche von rund 2000 Quad-
ratkilometern beseitigt worden, 
hieß es von Töpfer.

In den Gebieten, die jetzt nicht 
mehr zur sogenannten Sperrzone II 
gehören, sind dem zuständigen Res-
sort zufolge die Beschränkungen für 
Schweinehalter bei der Vermark-
tung ihrer Produkte aufgehoben. In 
der Region gibt es den Angaben 
nach 90 Schweinehaltungen mit 
rund 28.100 Hausschweinen. Auch 

das Fleisch erlegter Wildschweine 
unterliege nach einem negativen 
Untersuchungsergebnis keiner 
Restriktion mehr. 

Damit hat sich in Brandenburg 
die Gesamtfläche des infizierten 
Gebietes von zuletzt 4499 auf 2545 
Quadratkilometer verkleinert. Die 
Gesamtfläche der Sperrzone I –  
auch Pufferzone genannt – liegt bei 
3969 Quadratkilometern. In den 
Landkreisen Uckermark, Ober-
spreewald-Lausitz und Spree-Nei-
ße bleiben die Sperrzonen II be-
stehen. Der größte Schweinemast-
betrieb im Süden mit über 60.000 
Tieren liegt in Tornitz in Vetschau 
(Oberspreewald-Lausitz). Erleich-
terungen für Schweinehalter seien 
aber zu erwarten, hieß es. Soge-

nannte Kerngebiete wurden durch 
die jeweiligen Kreise aufgehoben.

Im September 2020 wurde bei 
einem Wildschwein-Kadaver im 
Landkreis Spree-Neiße – erstmals in 
Deutschland – die Tierseuche amt-
lich festgestellt. Seitdem bildet vor 
allem Brandenburg mit den getrof-
fenen Bekämpfungsmaßnahmen 
ein Bollwerk gegen die weitere Aus-
breitung der ASP aus Polen nach 
Westeuropa. Seit November 2023 
gibt es zwar nur noch wenige Fälle 
bei Wildschweinen in Spree-Neiße, 
dennoch herrsche weiterhin eine 
besondere Situation mit zusätzli-
chem Infektionsdruck aus Sachsen, 
hieß es. Eine Ausbreitung der Tier-
seuche Richtung Westen und Nor-
den müsse verhindert werden.

Afrikanische Schweinepest auf dem Rückzug
Aufatmen in Brandenburg: Der Kampf gegen die Tierseuche ist erfolgreich. Mehrere Sperrzonen können aufgehoben werden 

Eberswalde. Fast dreieinhalb Jahre 
nach Ausbruch der Afrikanischen 
Schweinepest (ASP) in Branden-
burg sind große Teile des Landes frei 
von infizierten Gebieten. Ihre An-
zahl konnte mehr als halbiert wer-
den, wie Verbraucherschutz-Staats-
sekretärin Antje Töpfer und Landes-
tierarzt Stephan Nickisch am Don-
nerstag bei einem Vorort-Termin in 
Eberswalde (Barnim) mitteilten. Ein 
weiteres großes Gebiet ist nun frei 
von der Tierseuche. Monatelange 
Beschränkungen für Schweinehal-
ter und Jäger werden aufgehoben, 
Schutzzäune abgebaut.

In den Landkreisen Barnim, Mär-
kisch-Oderland, Oder-Spree sowie 

Von Silke Nauschütz

  GewinnQuoten  

9. Spielwoche 2024

Lotto am Mittwoch:
Klasse 1:  11 672 810,80 €
Jackpot: unbesetzt 
Klasse 2:  3 736 341,80 €
Jackpot: unbesetzt 
Klasse 3: 29x 15 361,20 € 
Klasse 4: 261x 5 087,50 € 
Klasse 5: 1 784x  206,40 € 
Klasse 6: 15 774x 55,30 € 
Klasse 7: 33 827x 22,00 € 
Klasse 8: 297 330x 11,80 € 
Klasse 9: 263 236x  6,00 €

Spiel 77: 
Klasse 1: 1x 277 777,00 € 
Klasse 2:  77 777,00 € 
Jackpot: unbesetzt
Klasse 3: 20x  7777,00 € 
Klasse 4: 139x 777,00 € 
Klasse 5: 1 421x  77,00 € 
Klasse 6: 14 546x  17,00 € 
Klasse 7: 164 482x  5,00 € 

GEWINNZAHLEN

Lotto am Mittwoch: 
1  4  22  26  28  37                  Superzahl:  3
Spiel 77:  6 7 5 5 9 0 2 
Super 6:  5 4 8 7 4 2 

(Angaben ohne Gewähr)

  In Kürze  

Glasfaserabdeckung 
seit 2022 verdoppelt
Berlin. Mehr als ein Drittel aller Ber-
liner Haushalte hat inzwischen 
einen Zugang zum Glasfasernetz 
der Hauptstadt. Die Glasfaserabde-
ckung hat sich von 17 Prozent im 
Jahr 2022 auf rund 34 Prozent im 
laufenden Jahr erhöht, wie die Se-
natsverwaltung für Wirtschaft am 
Donnerstag mitteilte. Zugang be-
deutet, dass das Glasfasernetz bei 
diesen Haushalten bis zum privaten 
Grundstück verlegt wurde. Bis 2028 
sollen sämtliche 2,2 Millionen Haus-
halte in Berlin entsprechend ange-
schlossen sein. 

Schießerei in 
Kreuzberg
Berlin. Bei einer Schießerei zwi-
schen zwei Gruppen in Berlin-
Kreuzberg ist ein 22-jähriger Mann 
verletzt worden. Er wurde am Mitt-
wochabend an einer Tankstelle auf 
der Oranienstraße von einem Ge-
schoss am linken Unterarm getrof-
fen, wie die Polizei am Donnerstag 
mitteilte. Der Täter floh. Verdächtigt 
wird ein 27-jähriger Mann. Ersten 
Erkenntnissen zufolge kam es am 
späten Mittwochabend an der 
Tankstelle zu der Auseinanderset-
zung zwischen sechs Männern. 
Gegenseitig wurden demnach 
Schüsse abgefeuert. Bewaffnete 
Polizisten sicherten den Tatort.

Jungen warfen 
Steine auf Autos
Berlin. Zwei zwölfjährige Jungen 
sollen in Berlin Hunderte Steine auf 
Autos auf der Autobahn geworfen 
haben. Die beiden Jungen wurden  
identifiziert, wie die Polizei am Don-
nerstag mitteilte. Sie sollen am 
Sonntag und Dienstag an der Auto-
bahn in Tegel von oben Steine auf 
die unten fahrenden Autos geworfen 
haben. Nach einem dritten mutmaß-
lichen Täter werde noch gesucht. 
Am Sonntagnachmittag seien min-
destens drei Autos getroffen wor-
den, sie hätten Einschlagspuren an 
den Windschutzscheiben und an der 
Karosserie aufgewiesen, hieß es.

Eine Blutprobe zur Untersuchung auf 
die Schweinepest (ASP). Foto: Dpa
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